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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (13. Ausschuß) 

1. zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Artikels 2 des Vierten Gesetzes 
zur Änderung der Bundesärzteordnung und zur Änderung 
der Bundesärzteordnung, des Gesetzes über die Ausübung 
der Zahnheilkunde und der Reichsversicherungsordnung 
— Drucksache 10/6222 -- 

2. zu dem von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Streichung des Ausbildungsabschnittes 
„Arzt im Praktikum" aus der Bundesärzteordnung (AIP-Streichungsgesetz) 
— Drucksache 10/6106 - 

3. zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/6107 — 

Gesamtreform der Ärzteausbildung 

A. Problem 

Durch das von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP vorge-
schlagene Gesetz soll in erster Linie ein reibungsloser Ablauf 
der durch das Vierte Gesetz zur Änderung der Bundesärzte-
ordnung vom 14. März 1985 (BGBl. I S. 555) als weiterer Teil 
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der ärztlichen Ausbildung eingeführten Tätigkeit als Arzt im 
Praktikum sichergestellt werden. 
Außerdem sollen Anpassungen an die Rechtsentwicklung, ins-
besondere im Bereich der EG, erfolgen. 
Die Fraktion der SPD geht demgegenüber davon aus, daß sich 
die Ausbildungsphase des Arztes im Praktikum als undurch-
führbar erwiesen habe. Weder habe die erforderliche Zahl der 
Ausbildungsstellen bereitgestellt werden können noch sei die 
„Arzt im Praktikum"-Phase von den Ausbildungsinhalten her 
strukturiert worden. Nötig sei deshalb ein neues Konzept für 
eine Gesamtreform der Ärzteausbildung. 

B. Lösung  

Zu 1. 

Die praktische Ausbildungsphase des Arztes im Praktikum 
müßte gemäß Artikel 2 § 1 des Vierten Gesetzes zur Änderung 
der Bundesärzteordnung erstmals von Absolventen eines Me-
dizinstudiums abgeleistet werden, die nach dem 30. Juni 1987 
die ärztliche Prüfung bestehen. Durch das vorgeschlagene Ge-
setz wird das Anlaufen dieses Ausbildungsabschnitts um ein 
Jahr . auf die zweite Jahreshälfte 1988 hinausgeschoben. Da-
durch wird Zeit für die rechtzeitige Bereitstellung der Ausbil-
dungsplätze gewonnen. 

Durch Einbeziehung der im Königreich Spanien und in der 
Republik Portugal erteilten ärztlichen und zahnärztlichen Di-
plome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise in die Gleichstellung der Ausbildungsnachweise der üb-
rigen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft mit den Ausbildungsnachweisen der Bundesrepublik 
Deutschland in der Bundesärzteordnung und im Gesetz über 
die Ausübung der Zahnheilkunde wird der anläßlich des Bei-
tritts von Spanien und Portugal erfolgten Anpassung der 
Richtlinien 75/362/EWG und 78/686/EWG Rechnung getra-
gen. 

Die Vorschriften für die Erteilung oder Verlängerung einer 
Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung der Zahnheilkunde 
werden den einschlägigen Regelungen in der Bundesärzteord-
nung angepaßt. 

Durch Änderung der Reichsversicherungsordnung, des 
Reichsknappschaftsgesetzes und des Gesetzes über die Kran-
kenversicherung der Landwirte wird das Recht der gesetzli-
chen Krankenversicherung an das Recht der Europäischen 
Gemeinschaften angepaßt. Nach Auffassung der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften verstößt die Einbeziehung 
von Bediensteten der EG und deren Angehörigen in die ge-
setzliche Krankenversicherung gegen Gemeinschaftsrecht. 
Die Bundesregierung hat sich dieser Auffassung angeschlos-
sen. Die Personen, die durch das Krankenfürsorgesystem der 
EG geschützt sind, werden nicht in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versicherungspflichtig; für Altfälle wird ein Be-
freiungsrecht eingeführt. 
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Zu 2.  

Der Gesetzentwurf sieht die Streichung der den „Arzt im 
Praktikum" regelnden Bestimmungen der Bundesärztekam-
mer vor. 

Zu 3.  

Die Bundesregierung soll nach den Vorstellungen der Antrag-
steller aufgefordert werden, unverzüglich ein mit den Bundes-
ländern abgestimmtes Konzept zur Gesamtreform der Ärzte-
ausbildung vorzulegen. Für die Ausgestaltung der Ausbildung 
werden eine Reihe von Vorgaben gemacht. 

Mehrheitsbeschlüsse im Ausschuß 

C. Alternativen 

ergeben sich aus den konkurrierenden Vorlagen. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP — Drucksache 
10/6222 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung anzunehmen, 

2. den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD — Drucksache 10/6106 — abzuleh-
nen, 

3. den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 10/6107 — abzulehnen. 

Bonn, den 13. November 1986 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Dr. Hoffacker 

Vorsitzender 

Delorme 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Artikels 2 des Vierten Gesetzes zur 
Änderung der Bundesärzteordnung und zur Änderung der Bundesärzteordnung, 
des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde und der 
Reichsversicherungsordnung 
— Drucksache 10/6222 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Artikels 2 des Vierten Gesetzes 

zur Änderung der Bundesärzteordnung 
und zur Änderung der Bundesärzteordnung, 

des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheil

-

kunde und der Reichsversicherungsordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Artikel 2 des Vierten Gesetzes zur Änderung der 
Bundesärzteordnung vom 14. März 1985 (BGBl. I 
S. 555) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird das Datum „30. Juni 1987" durch 
„30. Juni 1988" ersetzt. 

2. In § 2 werden das Datum „30. Juni 1987" durch 
„30. Juni 1988" und das Datum „31. Dezember 
1991" durch „31. Dezember 1992" ersetzt. 

Artikel 2 

Die Bundesärzteordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Oktober 1977 (BGBl. I 

 S. 1885), zuletzt geändert durch Artikel 35 des Ge-
setzes vom 18. Februar 1986 (BGBl. I S. 265), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „vom 

25. April 1951 (BGBl. I S. 269), geändert 
durch das Urheberrechtsgesetz vom 
9. September 1965 (BGBl. I S. 1273)," ge-
strichen. 

bb) Satz 3 wird durch folgende neue Sätze 
3 und 4 ersetzt: 
„Ist die Ausbildung in einem Mitglied-
staat abgeschlossen worden, der der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach 
dem in Satz 2 genannten Datum beigetre- 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Artikels 2 des Vierten Gesetzes 

zur Änderung der Bundesärzteordnung 
und zur Änderung der Bundesärzteordnung, 

des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheil

-

kunde und der Reichsversicherungsordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

unverändert 
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Entwurf 

ten ist, so gilt das Datum des Beitritts 
oder, bei abweichender Vereinbarung, das 
hiernach maßgebliche Datum. Der Bun-
desminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, die Anlage 
zu diesem Gesetz späteren Änderungen 
des Artikels 3 der Richtlinie 75/362/EWG 
vom 16. Juni 1975 (ABl. EG Nr. L 167 S. 1) 
anzupassen." 

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 
b) In Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 3 wird 

jeweils die Angabe „Absatz 1 Satz 2 bis 4" 
durch „Absatz 1 Satz 2 bis 5" ersetzt. 

2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 Satz 2 
oder 4" durch „§ 3 Abs. 1 Satz 2 oder 5" er-
setzt. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „Absatz 1 Satz 4" 
durch „Absatz 1 Satz 5" ersetzt. 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 Satz 1 

in Verbindung mit Satz 2 oder 4" durch „§ 3 
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 oder 5" 
ersetzt. 

b) In Absatz 7 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 Satz 2 
oder 4" durch „§ 3 Abs. 1 Satz 2 oder 5" er-
setzt. 

4. § 14 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte „dieser Vor-

schrift in ihrem Geltungsbereich" durch „im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „dieser Vor-
schrift" gestrichen. 

5. § 14b wird wie folgt geändert: 
a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Antragstellern, die die Voraussetzungen des 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen und eine 
Approbation als Arzt aufgrund der Vorlage ei-
nes ärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses 
oder sonstigen Befähigungsnachweises eines 
der übrigen Mitgliedstaaten beantragen, die 
vor dem 20. Dezember 1976 oder, bei ärztli-
chen Diplomen, Prüfungszeugnissen oder son-
stigen Befähigungsnachweisen von Mitglied-
staaten, die nach diesem Datum der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft beigetreten 
sind, vor dem Datum des Beitritts oder, bei 
abweichender Vereinbarung, vor dem hier-
nach maßgeblichen Datum ausgestellt worden 
sind, ist die Approbation als Arzt ebenfalls zu 
erteilen." 

b) In Satz 2 werden die Worte „in der Fassung" 
gestrichen. 

6. Die Anlage zu § 3 Abs. 1 Satz 2 erhält die in der 
Anlage zu diesem Artikel vorgesehene Fassung. 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 
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Entwurf 

Artikel 3 

Das Gesetz über die Ausübung der Zahnheil-
kunde in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 2123-1, veröffentlichten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 36 des Gesetzes vom 
18. Februar 1986 (BGBl. I S. 265), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 243-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 Nr. 1 des Gesetzes vom 13. Juni 1980 
(BGBl. I S. 677)," gestrichen. 

bb) Die Sätze 2 bis 4 werden durch folgende 
neue Sätze 2 bis 5 ersetzt: 
„Eine in einem der übrigen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft abgeschlossene zahnärztliche Aus-
bildung gilt als Ausbildung im Sinne der 
Nummer 4, wenn sie durch Vorlage eines 
nach dem 27. Januar 1980 ausgestellten 
und in der Anlage zu diesem Gesetz auf-
geführten zahnärztlichen Diploms, Prü-
fungszeugnisses oder sonstigen Befähi-
gungsnachweises des betreffenden Mit-
gliedstaates nachgewiesen wird. Ist die 
Ausbildung in einem Mitgliedstaat abge-
schlossen worden, der der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft nach dem in 
Satz 2 genannten Datum beigetreten ist, 
so gilt das Datum des Beitritts oder, bei 
abweichender Vereinbarung, das hier-
nach maßgebliche Datum. Der Bundesmi-
nister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, die Anlage 
zu diesem Gesetz späteren Änderungen 
des Artikels 3 der Richtlinie 78/686/EWG 
vom 25. Juli 1978 (ABl. EG Nr. L 233 S. 1) 
anzupassen. Wurde die Ausbildung vor 
dem 27. Januar 1980 oder, bei Ausbildun-
gen in einem Mitgliedstaat, der der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach 
diesem Datum beigetreten ist, vor dem 
Datum des Beitritts oder, bei abweichen-
der Vereinbarung, vor dem hiernach maß-
geblichen Datum aufgenommen und ge-
nügt sie nicht allen Mindestanforderun-
gen des Artikels 1 der Richtlinie 78/687/ 
EWG vom 25. Juli 1978 (ABl. EG Nr. L 233 
S. 10), so kann die zuständige Behörde zu-
sätzlich zu den in Satz 2 genannten zahn-
ärztlichen Diplomen, Prüfungszeugnissen 
oder sonstigen Befähigungsnachweisen 
die Vorlage einer Bescheinigung des Hei-
mat- oder Herkunftsstaates verlangen, 
aus der sich ergibt, daß der Antragsteller 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Artikel 3 

unverändert 
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Entwurf 

während der letzten fünf Jahre vor der 
Antragstellung mindestens drei Jahre den 
zahnärztlichen Beruf ununterbrochen 
und rechtmäßig ausgeübt hat."  

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6. 

b) In Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 ange-
fügt: 

„Absatz 1 Satz 2 bis 6 bleibt unberührt." 

c) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Absatz 1 
Satz 2 bis 5" ersetzt durch „Absatz 1 Satz 2 
bis 6". 

2. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Satz 2 
oder 5" ersetzt durch „§ 2 Abs. 1 Satz 2 
oder 6". 

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Satz 5" 
ersetzt durch „§ 2 Abs. 1 Satz 2 oder 6". 

3. § 13 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Eine Erlaubnis darf ausnahmsweise über 
die in Absatz 2 genannten Zeiträume hinaus er-
teilt oder verlängert werden, wenn es im Inter-
esse der zahnärztlichen Versorgung der Bevölke-
rung liegt oder wenn der ausländische Antrag-
steller 

1. unanfechtbar als Asylberechtigter anerkannt 
ist, 

2. die Rechtsstellung nach § 1 des Gesetzes über 
Maßnahmen für im Rahmen humanitärer 
Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge vom 
22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) genießt, 

3. mit einem Deutschen im Sinne des Arti-
kels 116 des Grundgesetzes verheiratet ist, der 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes hat, 

4. im Besitz einer Einbürgerungszusicherung ist, 
der Einbürgerung jedoch Hindernisse entge-
genstehen, die der Antragsteller nicht selbst 
beseitigen kann." 

4. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Satz 1 
in Verbindung mit Satz 2 oder 5" durch „§ 2 
Abs. 1 in Verbindung mit Satz 2 oder 6" er-
setzt. 

b) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Satz 2 
oder 5" durch „§ 2 Abs. 1 Satz 2 oder 6" er-
setzt. 

5. § 20 a Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Antragstellern, die die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen und eine Appro- 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 
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Entwurf 

bation als Zahnarzt aufgrund der Vorlage eines 
zahnärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses 
oder sonstigen Befähigungsnachweises eines der 
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft beantragen, die vor dem 
27. Januar 1980 oder, bei zahnärztlichen Diplo-
men, Prüfungszeugnissen oder sonstigen Befähi-
gungsnachweisen von Mitgliedstaaten, die nach 
diesem Datum der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft beigetreten sind, vor dem Datum des 
Beitritts oder bei abweichender Vereinbarung, 
vor dem hiernach maßgeblichen Datum ausge-
stellt worden sind, ist die Approbation als Zahn-
arzt ebenfalls zu erteilen." 

 

6. Die Anlage zu § 2 Abs. 1 Satz 2 erhält die in der 
Anlage zu diesem Artikel vorgesehene Fassung. 

Artikel 4 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 1986 
(BGBl. I S. 1169), wird wie folgt geändert: 

1. § 165 wird folgender Absatz angefügt: 

„(9) Nach Absatz 1 wird nicht versichert, wer 
nach dem Krankenfürsorgesystem der Europäi-
schen Gemeinschaften bei Krankheit geschützt 
ist."  

2. Folgender § 536 a wird eingefügt: 

„§ 536 a 

Wer vor dem (einfügen: Tag des Inkrafttretens) 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 versichert ist und während 
der Dauer dieser Versicherung nach dem Kran-
kenfürsorgesystem der Europäischen Gemein-
schaften bei Krankheit geschützt ist, kann bei 
der Krankenkasse innerhalb von drei Monaten 
beantragen, daß die Versicherung nach § 165 
Abs. 1 Nr. 3 rückwirkend, frühestens jedoch ab 
1. Januar 1983, beendet wird, wenn keine Kassen-
leistungen in Anspruch genommen worden sind. 
Vom Versicherten getragene Beiträge werden 
ihm erstattet." 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 4a 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. Mai 1986 
(BGBl. I S. 721), wird wie folgt geändert: 

1. In § 19 wird folgender Absatz 2 b eingefügt: 
„(2b) Nach Absatz 1 wird nicht versichert, wer 

nach dem Krankenfürsorgesystem der Europäi-
schen Gemeinschaften bei Krankheit geschützt 
ist."  
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Entwurf 

Artikel 5 

Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit kann den Wortlaut der Bundesärz-
teordnung und des Gesetzes über die Ausübung der 
Zahnheilkunde in der vom Inkrafttreten dieses Ge-
setzes an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt 
bekanntmachen. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Lande Ber-
lin. 

Artikel 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

2. § 239 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
„(3) Wer vor dem (einfügen: Tag des Inkraft-

tretens) nach § 19 Abs. 1 versichert ist und wäh-
rend der Dauer dieser Versicherung nach dem 
Krankenfürsorgesystem der Europäischen Ge-
meinschaften bei Krankheit geschützt ist, kann 
bei der Bundesknappschaft innerhalb von drei 
Monaten beantragen, daß die Versicherung nach 
§ 19 Abs. 1 rückwirkend, frühestens jedoch ab 
1. Januar 1983, beendet wird, wenn keine Kas-
senleistungen in Anspruch genommen worden 
sind. Vom Versicherten getragene Beiträge wer-
den ihm erstattet." 

Artikel 4b 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I  S. 1433), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
26. Februar 1986 (BGBl. I S. 324), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 3 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 
„(1 a) Nach diesem Gesetz wird nicht versi-

chert, wer nach dem Krankenfürsorgesystem der 
Europäischen Gemeinschaften bei Krankheit 
geschützt ist."  

2. Folgender § 94 c wird eingefügt: 
„§ 94c 

Wer vor dem (einfügen: Tag des Inkrafttre-
tens) nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 versichert ist 
und während der Dauer dieser Versicherung 
nach dem Krankenfürsorgesystem der Europäi-
schen Gemeinschaften bei Krankheit geschützt 
ist, kann bei der Krankenkasse innerhalb von 
drei Monaten beantragen, daß die Versicherung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 rückwirkend, frühe-
stens jedoch ab 1. Januar 1983, beendet wird, 
wenn keine Kassenleistungen in Anspruch ge-
nommen worden sind. Vom Versicherten getra-
gene Beiträge werden ihm erstattet." 

Artikel 5 

unverändert 

Artikel 6 

unverändert 

Artikel 7 

unverändert 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Anlage zu Artikel 2 Nr. 6 
Anlage (zu § 3 Abs. 1 Satz 2) 

Ärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft 

a) Belgien 

„diplôme legal de docteur en médecine, chirurgie et 
accouchements/het wettelijk diploma van doctor in 
de genees-, heel- en verloskunde" (staatliches Di-
plom eines Doktors der Medizin, Chirurgie und Ge-
burtshilfe), ausgestellt von der medizinischen Fa-
kultät einer Universität oder vom Hauptprüfungs-
ausschuß oder von den staatlichen Prüfungsaus-
schüssen der Hochschulen; 

b) Dänemark 

„bevis vor bestået lægevidenskabelig embedseksa-
men" (Zeugnis über das ärztliche Staatsexamen), 
ausgestellt von der medizinischen Fakultät einer 
Universität, sowie die „dokumentation for gennem-
fort praktisk uddannelse" (Bescheinigung über eine 
abgeschlossene praktische Ausbildung), ausgestellt 
von der Gesundheitsbehörde; 

c) Frankreich 

„diplôme d'Etat de docteur en médecine" (staatli-
ches Diplom eines Doktors der Medizin), ausgestellt 
von der medizinischen oder medizinisch-pharma-
zeutischen Fakultät oder von einer Universität oder 
„diplôme d'université de docteur en médecine" (Uni-
versitätsdiplom eines Doktors der Medizin), soweit 
dieses den gleichen Ausbildungsgang nachweist, 
wie er für das staatliche Diplom eines Doktors der 
Medizin vorgeschrieben ist; 

d) Griechenland 

e) Irland 

„primary qualification" (Bescheinigung über eine 
ärztliche Grundausbildung), die nach Ablegen einer 
Prüfung vor einem dafür zuständigen Prüfungsaus-
schuß ausgestellt wird, und eine von dem genann-
ten Prüfungsausschuß ausgestellte Bescheinigung 
über die praktische Erfahrung, die zur Eintragung 
als „fully registered medical practitioner" (endgültig 
eingetragener Arzt) befähigen; 

f) Italien 

„diploma di abilitazione all'esercizio della medicina 
e chirurgia" (Diplom über die Befähigung zur Aus-

übung der Medizin und Chirurgie), ausgestellt vom 
staatlichen Prüfungsausschuß; 

g) Luxemburg 

„diplôme d'Etat de docteur en médecine, chirurgie 
et accouchements" (staatliches Diplom eines Dok-
tors der Medizin, Chirurgie und Geburtshilfe), aus-
gestellt und abgezeichnet vom Minister für Erzie-
hungswesen und „certificat de stage" (Bescheini-
gung über eine abgeschlossene praktische Ausbil-
dung), abgezeichnet vom Minister für Gesundheits-
wesen oder die Diplome über die Erlangung eines 
Hochschulgrades in Medizin, die in einem Mitglied-
staat der Gemeinschaft ausgestellt worden sind und 
in diesem Land zum Antritt der praktischen Ausbil-
dungszeit, nicht aber zur Aufnahme des Berufs be-
rechtigen und die gemäß dem Gesetz vom 18. Juni 
1969 über das Hochschulwesen und die Anerken-
nung ausländischer Hochschultitel und -grade vom 
Minister für Erziehungswesen anerkannt worden 
sind, zusammen mit der vom Minister für Gesund-
heitswesen abgezeichneten Bescheinigung über 
eine abgeschlossene praktische Ausbildung; 

h) Niederlande 

„universitair getuigschrift van arts" (das Universi-
tätsabschlußzeugnis eines Doktors der Medizin), 
ausgestellt von einer Universität; 

i) Portugal 

„Carta de curso de licenciatura em medicina (Prü-
fungszeugnis für das Studium der Medizin), ausge-
stellt von einer Universität, sowie „Diploma compro-
vativo da conclusâo do internato geral" (Zeugnis 
über die allgemeine Krankenhausarzt-Ausbildung), 
ausgestellt von den zuständigen Stellen des Ge-
sundheitsministeriums; 

j) Spanien 

„Titulo de Licenciado en Medicina y Cirugia" (Ap-
probation in Medizin und Chirurgie), ausgestellt 
vom Ministerium für Erziehung und Wissenschaft; 

k) Vereinigtes Königreich 

„primary qualification" (Bescheinigung über eine 
ärztliche Grundausbildung), die nach Ablegen einer 
Prüfung vor einem dafür zuständigen Prüfungsaus-
schuß ausgestellt wird, und eine von dem genann-
ten Prüfungsausschuß ausgestellte Bescheinigung 
über die praktische Erfahrung, die zur Eintragung 
als „fully registered medical practitioner" (endgültig 
eingetragener praktischer Arzt) befähigen. 
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Anlage zu Artikel 3 Nr. 6 
Anlage (zu § 2 Abs. 1 Satz 2) 

Zahnärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

a) Belgien 

„diplôme légal de licencié en science dentaire — 
wettelijk diploma van licentiaat in de tandheelkun-
de" (zahnärztliches Diplom), ausgestellt von den 
medizinischen Fakultäten einer Universität oder 
vom Hauptprüfungsausschuß oder von den staatli-
chen Prüfungsausschüssen für Hochschulen; 

b) Dänemark 

„bevis for tandlægeeksamen (kandidateksamen)" 
(Zeugnis über das zahnärztliche Examen), ausge-
stellt von den Schulen für zahnärztliche Ausbil-
dung, in Verbindung mit der von dem „sundheds-
stryrelsen" (Staatliches Gesundheitsamt) ausge-
stellten Bescheinigung, daß der Betreffende eine 
Assistententätigkeit von vorgeschriebener Dauer 
ausgeübt hat; 

c) Frankreich 

1. „diplôme d'Etat de chirurgien-dentiste" (staatli-
ches Diplom eines Zahnarztes), ausgestellt bis 
1973 von der medizinischen oder medizinisch-
pharmazeutischen Fakultät einer Universität; 

2. „diplôme d'Etat de docteur en chirurgie dentaire" 
(staatliches Diplom eines Doktors der Dentalchi-
rurgie), ausgestellt von einer Universität; 

d) Griechenland 

e) Irland 

Diplom eines 

— „Bachelor in Dental Science (B. Dent. Sc.)" 

— „Bachelor of Dental Surgery (BDS)" 

oder 

— ,,Licentiate in Dental Surgery (LDS)", 

ausgestellt von einer Universität oder dem „Royal 
College of Surgeons in Ireland"; 

f) Italien 

„Diploma di laurea in odontoiatria e protesi denta-
ria" (Diplom eines Doktors der Zahnheilkunde) in 
Verbindung mit dem „Diploma di abilitazione 
all'esercizio dell'odontoiatria e protesi dentaria" (Di-
plom über die Befähigung zur Ausübung der Zahn-
heilkunde und Zahnprothetik), ausgestellt von der 
staatlichen Prüfungskommission; 

g) Luxemburg 

„diplôme d'Etat de docteur en médicine dentaire" 
(staatliches Diplom eines Doktors der Zahnheilkun-
de), ausgestellt von dem staatlichen Prüfungsaus-
schuß; 

h) Niederlande 

„universitair getuigschrift von een mot goed gevolg 
afgelegd tandartsexamen" (Universitätszeugnis 
über die bestandene zahnärztliche Prüfung); 

i) Portugal 

„Carta de curso de licenciatura em medicina denta-
ria" (Prüfungszeugnis für das Studium der Zahnme-
dizin), ausgestellt von einer Fachhochschule; 

j) Spanien 

Spanien teilt die Bezeichnung des Diploms noch 
mit. Es ist aufgrund der Beitrittsakte verpflichtet, 
eine zahnärztliche Ausbildung einzuführen, die es 
bisher dort nicht gibt; 

k) Vereinigtes Königreich 

Diplom eines 

— „Bachelor of Dental Surgery (BDS oder BChD)" 

oder 

— „Licentiate in Dental Surgery (LDS)", 

ausgestellt von einer Universität oder einem „Royal 
College". 
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Bericht des Abgeordneten Delorme 

Der Deutsche Bundestag hat die drei Vorlagen in 
seiner 241. Sitzung am 23. Oktober 1986 in erster 
Lesung beraten. Er hat sie zur federführenden Be-
ratung an den Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit und zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft über-
wiesen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat in 
seiner Stellungnahme vom 5. November 1986 mit 
der Mehrheit der Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Frak-
tion der SPD empfohlen, den Gesetzentwurf der 
Koalitionsfraktionen in Drucksache 10/6222 anzu-
nehmen und den Gesetzentwurf sowie den Antrag 
der Fraktion der SPD — Drucksachen 10/6106 und 
10/6107 — abzulehnen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion der SPD beschlossenen 
Stellungnahme vom 12. November 1986 ebenfalls 
empfohlen, den Gesetzentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP anzunehmen und den Gesetz-
entwurf und den Antrag der Fraktion der SPD ab-
zulehnen. Er hat ferner folgende Aussage getrof-
fen: 

„Der Ausschuß begrüßt die Initiative der Bundesre-
gierung, durch die Schwierigkeiten bei der Durch-
führung der AiP-Regelung vermieden und die Vor-
aussetzungen für einen reibungslosen Ablauf der 
Praxisphase geschaffen werden sollen. 

Dazu ist es notwendig, daß alsbald Klarheit ge-
schaffen wird über die Vergütungshöhe während 
der AiP-Phase. Die Tarifvertragsparteien werden 
dazu aufgefordert, unverzüglich die notwendigen 
Regelungen zu treffen. Auf dieser Grundlage sind 
sodann die erforderlichen Stellen für die AiP-Phase 
bereitzustellen. Länder, Krankenhausträger, nie-
dergelassene Ärzte und Krankenkassen werden 
aufgefordert, die Vorbereitungen hierzu alsbald ge-
meinsam aufzunehmen. 

Der Ausschuß weist jedoch darauf hin, daß die Ge-
samtproblematik der ärztlichen Ausbildung — so-
wohl der theoretischen wie der praktischen Ausbil-
dung — einschließlich der Fragen der Studiendauer 
und der Studienkapazitäten einer eingehenden Be-
obachtung und Auswertung bedarf. Das gilt auch 
für die Weiterbildung und die heutige Vorberei-
tungszeit für die kassenärztliche Versorgung. Diese 
Fragen müssen wegen ihrer Bedeutung für Qualität 
und Finanzierbarkeit der kassenärztlichen Versor-
gung auch im Zusammenhang mit der für die näch-
ste Legislaturperiode vorgesehenen Strukturreform 
in der gesetzlichen Krankenversicherung gesehen 
werden. 

Der Ausschuß weist nachdrücklich darauf hin, daß 
es sowohl im Interesse der Studenten als auch der 
gesamten Volkswirtschaft nicht angemessen ist, 
Probleme der Qualität der Ausbildung durch Studi-
umsverlängerungen zu lösen. Die Gesamtdauer der 
Ausbildung zum Arzt muß auch durch eine Straf-
fung der Studiengänge mittelfristig verkürzt wer-
den. 

Der Ausschuß begrüßt und unterstützt die in den 
Artikeln 4, 4 a und 4 b des Gesetzentwurfs vorgese-
hene Regelung über die Befreiung solcher Perso-
nen von der Versicherungspflicht in der gesetzli-
chen Krankenversicherung, die nach dem Kranken-
fürsorgesystem der EG bei Krankheit geschützt 
sind. Durch diese Regelung wird das deutsche 
Krankenversicherungsrecht an das Recht der EG 
angepaßt." 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit hat die Vorlagen am 5. und 12. November 
1986 beraten. Er hat mit der Mehrheit der Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN beschlossen, dem Deutschen Bun-
destag die Annahme des Gesetzentwurfs der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP — Drucksache 
10/6222 — in der aus der anliegenden Zusammen-
stellung ersichtlichen Fassung zu empfehlen. Er hat 
ferner mit gleicher Mehrheit empfohlen, den Ge-
setzentwurf und den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksachen 10/6106 und 10/6107 — abzuleh-
nen. 
Zur Begründung der beiden Gesetzentwürfe wird 
auf die Drucksachen 10/6222 und 10/6106 Bezug ge-
nommen. Schwerpunkt des Koalitionsentwurfs ist 
die Hinausschiebung des Anlaufens der durch das 
Vierte Gesetz zur Änderung der Bundesärzteord-
nung eingeführten Praxisphase des „Arztes im 
Praktikum" um ein Jahr auf die zweite Jahreshälfte 
1988. Hiermit soll sichergestellt werden, daß die er-
forderlichen Stellen rechtzeitig in ausreichender 
Zahl bereitstehen und ein reibungsloser Ablauf der 
Praxisphase gewährleistet ist. Der Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD sieht demgegenüber die 
Streichung der Bestimmungen über den Arzt im 
Praktikum vor, weil sich der neue Ausbildungsab-
schnitt als undurchführbar erwiesen habe. 

Bei der Beratung im federführenden Ausschuß für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit bekräftig-
ten die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP einerseits sowie der Fraktion der SPD und 
der Fraktion DIE GRÜNEN andererseits ihre Hal-
tung gegenüber der im Dezember 1984 beschlosse-
nen Einführung des Arztes im Praktikum. Seitens 
der Koalitionsfraktionen wurde erneut darauf hin-
gewiesen, daß die vorgesehene Maßnahme der be-
ste Weg sei, die allseits als notwendig erachtete Ver-
besserung der praktischen Ausbildung der Ärzte zu 
verwirklichen. Es habe sich jedoch gezeigt, daß die 



Drucksache 10/6470 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Zeit für die organisatorische und personelle Vorbe-
reitung der Praxisphase zu kurz bemessen sei, ins-
besondere im Hinblick auf die Notwendigkeit, die 
Ausbildungszeit sinnvoll zu strukturieren. Deshalb 
werde der Vorschlag unterstützt, den Beginn der 
Praxisphase um ein Jahr hinauszuschieben. Die 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen machten sich 
dazu auch die Vorschläge des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung zur AiP-Phase zu eigen. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde betont, daß 
schon in der Anhörung zum Vierten Gesetz zur Än-
derung der Bundesärzteordnung erhebliche Beden-
ken gegen die geplante Praxisphase geltend ge-
macht worden seien. Die Fraktion habe sich eben-
falls von Anfang an gegen dieses Konzept ausge-
sprochen. Sie sei durch die zwischenzeitliche Ent-
wicklung in ihrer Auffassung bestätigt worden. Die 
von der Bundesregierung und den Koalitionsfrak-
tionen als Grund für die Verschiebung des Ausbil-
dungsbeginns angeführten Schwierigkeiten seien 
nicht nur vorübergehender Art und würden sich in 
einem weiteren Jahr nicht wesentlich vermindern. 
Auch die sicher notwendige Strukturierung sei 
nicht an Zeitmangel gescheitert. Die erheblichen 
Widerstände und die hinhaltende Behandlung des 
Entwurfs der neuen Approbationsordnung durch 
den Bundesrat zeigten, daß das Konzept der Bun-
desregierung nicht praktikabel sei. Die Praxisphase 
müsse daher, wie in dem Gesetzentwurf der Frak-
tion der SPD vorgesehen, gestrichen werden. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD im Ausschuß 
sahen es allerdings als notwendig an, in nächster 
Zeit eine umfassende Reform der ärztlichen Ausbil-
dung anzustreben. Die Fraktion halte es zwar nicht 
für angezeigt, dazu im gegenwärtigen Zeitpunkt de-
taillierte Vorschläge zu unterbreiten, habe in ihrem 
Antrag in Drucksache 10/6107 jedoch einige Eck-
punkte genannt, an denen sich die Medizinerausbil-
dung künftig orientieren solle. Die Bundesregie-
rung solle aufgefordert werden, in diesem Sinne 
zum Nutzen von Studenten, Lehrenden und Patien-
ten ein dauerhaftes, zukunftsorientiertes Konzept 
zu entwickeln. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP im Ausschuß sahen sich nicht in der Lage, dem 
Antrag in Drucksache 10/6107 in der vorliegenden 
Fassung zu folgen. Nach ihrer Einschätzung ließen 
die Antragsteller aufgrund ihrer abweichenden 
Haltung zum „Arzt im Praktikum" insbesondere die 
zur Verbesserung der praktischen Ausbildung be-
reits ergriffenen Maßnahmen außer acht. Auch die 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen hielten es je-
doch für erforderlich, in der nächsten Legislaturpe-
riode weitere Verbesserungen der ärztlichen Aus-
bildung anzustreben. So würde etwa über die Frage, 
ob die Dauer der ärztlichen Ausbildung insgesamt 
nicht wieder gestrafft werden könne, noch weiter 
nachzudenken sein, wobei aber Vorgaben des EG

-

Rechts zu berücksichtigen seien. Auch hinsichtlich 
einer Zurückführung der Studienkapazitäten be-
dürfe es weiterer Anstrengungen. Hier seien aller-
dings in erster Linie die für die Änderung der Kapa-
zitätsverordnung zuständigen Länder aufgerufen; 
der Bund könne nur durch Untersuchungen — wie 
sie bereits im Gange sind — zur Problemlösung bei-
tragen. 

Insgesamt stimmte der federführende Ausschuß 
darin überein, daß in der 11. Legislaturperiode wei-
tere Verbesserungen der Medizinerausbildung in 
Angriff genommen werden sollten. Er schloß sich 
insoweit auch den diesbezüglichen Ausführungen 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung an. 
Die Bundesregierung wurde vom Ausschuß gebe-
ten, um entsprechende Lösungen bemüht zu blei-
ben und ihm über das Ergebnis zu berichten. 

Die Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs der Ko-
alitionsfraktionen wurden von der Ausschußmehr-
heit unverändert gebilligt. Der Ausschuß empfiehlt 
allerdings, den Gesetzentwurf um die aus anliegen-
der Zusammenstellung ersichtlichen Artikel 4 a und 
4 b zu ergänzen, weil die Änderungen in der Reichs-
versicherungsordnung (§§ 165, 536 a) Folgeänderun-
gen im Reichsknappschaftsgesetz und im Gesetz 
über die Krankenversicherung der Landwirte erfor-
derlich machten. 

Bonn, den 13. November 1986 

Delorme 

Berichterstatter 






